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In der Politik spielen Verteilungsfragen 
eine prominente Rolle. Zahlreiche Philo-
sophen haben versucht, die Basis für eine 
«gerechte» Einkommensverteilung zu fin-
den, um Umverteilungsmassnahmen zu 
rechtfertigen. Nach Ansicht der Utilitaris-
ten müsste Einkommen so verteilt werden, 
dass die Grenznutzen des Einkommens über 
die Gesellschaft hinweg ausgeglichen sind. 
Gemäss dem US-Moralphilosophen John 
 Rawls wiederum sollten sich die Individuen 
hinter dem Schleier der Unsicherheit auf 
eine Umverteilungsformel einigen, die das 
Einkommen des ärmsten Mitglieds der Ge-
sellschaft maximiert. In der praktischen Po-
litik sind diese Theorien wenig hilfreich, da 
sie darauf beruhen, dass der Staat die soziale 
Wohlfahrt seiner Bürger maximieren will.

Demgegenüber kommt die Public- 
Choice-Literatur zum Schluss, dass die real 
existierende Umverteilung in der Regel als 
Resultat eines Kampfs zwischen Gruppen 
innerhalb eines bestimmten institutionel-
len Rahmens angesehen werden kann. Da-
bei fliesst der grösste Teil der Transfers an 
politisch einflussreiche und gut organisierte 
Gruppen. Die Mittel dazu nehmen diese von 
Gruppen, die sich am wenigsten dagegen 
wehren können.1

Kuznets’ optimistische Sichtweise

Fragen der Verteilung von Einkommen 
und Vermögen zwischen Klassen und Per-
sonen sowie damit zusammenhängende 
Fragen von Armut, Umverteilung und Wirt-
schaftsentwicklung sind Grundthemen der 
ökonomischen Forschung. Die Ökonomie 
befasst sich seit dem 19. Jahrhundert mit Fra-
gen zum Wechselspiel zwischen Verteilung 

und Wirtschaftsentwicklung. Schon «Klas-
siker» wie David Ricardo und Karl Marx 
haben untersucht, welche Gruppen im Eng-
land des 19. Jahrhunderts vom Wirtschafts-
wachstum profitiert haben – einer Zeit, die 
durch steigende Einkommens- und Vermö-
gensunterschiede sowie hartnäckige Armut 
charakterisiert war. Beide kommen aus un-
terschiedlichen Gründen zum Schluss, dass 
die Ungleichheit im Laufe der Wirtschafts-
entwicklung zunimmt und diese negativ 
beeinflusst.

Ab den 1950er-Jahren ermöglichte es die 
Verfügbarkeit erster Verteilungsdaten, diese 
Fragen nicht nur theoretisch, sondern auch 
empirisch zu untersuchen. Gerade die Be-
ziehung zwischen dem Entwicklungsstand 
eines Landes und der Einkommensvertei-
lung hat viel Aufmerksamkeit erlangt. Der 
US-Ökonom Simon Kuznets ging damals 
davon aus, dass die Einkommensungleich-
heiten mit zunehmender Wirtschaftsent-
wicklung abnehmen. Er gelangte anhand 
von Daten mehrerer Länder zum Schluss, 
dass sich die Einkommensungleichheit in 
einem Land in drei Phasen entwickelt: Die 
Ungleichheit steigt zuerst an, erreicht einen 
Höhepunkt und nimmt danach spontan 
wieder ab. Dieser glockenförmige Verlauf ist 
seither als Kuznets-Kurve bekannt.

Laut Kuznets löste die zunehmende In-
dustrialisierung der zuvor landwirtschaft-
lich geprägten Gesellschaft diese Entwick-
lung aus. Für seine Annahmen stützte er 
sich insbesondere auf den Rückgang der ho-
hen amerikanischen Einkommen zwischen 
1913 und 1948. Eine Mehrheit der Ökono-
men untermauerte in den darauffolgenden 
Jahren Kuznets’ Theorie. Erst ab Mitte der 
1990er-Jahre begannen die Forscher, auf-
grund besserer Daten, die Kuznets-Kurve 
infrage zu stellen.2

Piketty löst eine Revolution aus

Insbesondere das Buch des französischen 
Ökonomen Thomas Piketty «Le Capital 
au XXIe Siècle» hat 2013 ein grosses Me-
dienecho ausgelöst. Piketty stellt anhand 
solider und empirischer Zeitreihen Kuz-
nets’ Aussagen infrage. Anders als bei Kuz-
nets verändert sich bei Piketty der Anteil 
des reichsten Prozents der US-Bevölkerung 
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am Nationaleinkommen (vor Steuern und 
Transfers) entlang einer u-förmigen Kurve: 
Zwischen den beiden Weltkriegen nimmt 
die Ungleichheit ab, bis Ende der 1970er-
Jahre bleibt sie stabil, und seit 1980 nimmt 
sie wieder zu (siehe Grafik 1). Laut Atkinson 
und Leigh (2010) kann auch in Australien, 
Kanada, Neuseeland und Grossbritannien 
eine vergleichbare Entwicklung beobachtet 
werden. 

In Frankreich und anderen Ländern 
Kontinentaleuropas sowie Japan3 nimmt die 
Kurve bis in die 1980er-Jahre einen ähnli-
chen Verlauf. Im Gegensatz zu den angel-
sächsischen Ländern gibt es hier am Ende 
der Periode aber keinen markanten Anstieg 
der Ungleichheiten und statt in U-Form ver-
läuft die Kurve in einer L-Form.

In der Schweiz gestaltet sich die Entwick-
lung regelmässiger. Dank der wirtschaftli-
chen und politischen Stabilität der Schweiz 
nimmt die Kurve der hohen Einkommen 
einen verhältnismässig flachen Verlauf.4 
Einer neueren Studie zufolge haben die Un-
gleichheiten in jüngster Zeit aber tendenzi-
ell zugenommen: Der Anteil des obersten 
Prozents am Nationaleinkommen stieg zwi-
schen 1981 und 2009 um 31%; beim reichs-
ten Promille der Bevölkerung betrug die 
Zunahme im selben Zeitraum sogar 11%.5

Weltkriege reduzieren Ungleichheiten

Die von Kuznets in der ersten Hälfte des 
20. Jahrhunderts beobachtete Abnahme der 
Ungleichheiten ist nach Piketty nicht auf 
eine bestimmte Phase der wirtschaftlichen 
Entwicklung zurückzuführen.6 Sie sei viel-
mehr die Folge verschiedener politischer 
und wirtschaftlicher Schocks wie der bei-
den Weltkriege und der Grossen Depres-
sion, schreibt er. So liege der Rückgang in 
Frankreich etwa insbesondere am Einbruch 
der hohen Kapitaleinkommen und nicht an 
einem die Ungleichheiten vermindernden 
Strukturprozess.

In den USA wiederum seien die Ur-
sachen für die Schocks der 1930er- und 
1940er-Jahre eher in den Folgen der Grossen 
Depression als dem Kriegsgeschehen selbst 
zu suchen, da die USA kaum mit physischer 
Zerstörung von Kapital konfrontiert waren. 
Das dortige Anschwellen der Ungleichhei-
ten ab 1980 hängt gemäss Piketty stark mit 
dem Phänomen der «Topmanager» zusam-
men, einer Gruppe von Führungskräften in 
Grossunternehmen mit sehr hohen, meist 
von ihnen selbst ohne massgeblichen Bezug 
zur Produktivität bestimmten Einkommen. 
So fusse das Einkommenswachstum des 
obersten Prozents zu rund zwei Dritteln 
auf diesem Phänomen, der Rest sei auf die 
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Grafik 1

Anteil des reichsten Prozents am Nationaleinkommen (vor Steuern und Transfers)

Grafik 2

Gini-Koeffizienten vor und nach staatlichen Transfers, Einkommenssteuern und Sozialabgaben
Personen im Erwerbsalter, Ende 2000er-Jahre
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günstige Entwicklung der Kapitaleinkom-
men zurückzuführen. Auch Frankreich und 
Kontinentaleuropa kennen den Aufstieg der 
Topmanager, jedoch in geringerem Masse, 
was die Differenz zwischen der amerikani-
schen Kurve in U-Form und der französi-
schen in L-Form erkläre.

Steuerpolitik als Schlüssel

Die grossen Unterschiede zwischen Län-
dern mit einem vergleichbaren technologi-
schen Entwicklungsstand deuten auf einen 
starken Einfluss der öffentlichen Einrichtun-
gen und der Politik hin. Alvaredo et al. (2013) 
führen die historische Entwicklung der Un-
gleichheiten auf verschiedene Faktoren zu-
rück: Steuerpolitik, Arbeitsmarktregulierun-
gen wie der Mindestlohn und Korrelation 
zwischen Kapital- und Arbeitseinkommen. 
Insbesondere die Steuerpolitik beeinflusst 
die Ungleichheiten (siehe Grafik 2). Nach At-
kinson und Leigh (2010) besteht ein Zusam-
menhang zwischen der Senkung der Grenz-
steuersätze bei den Einkommenssteuern und 
dem steigenden Anteil der hohen Einkom-
men am Nationaleinkommen. Auch Alva-
redo et al. (2013) stellen eine starke Korrela-
tion zwischen der Reduktion der Steuersätze 
für hohe Einkommen und dem wachsenden 
Anteil des reichsten Prozents am Natio-
naleinkommen fest.

Staatliche Transferleistungen, Einkom-
menssteuern und Sozialabgaben vermin-
dern demgegenüber die Einkommens-
unterschiede. Am deutlichsten ist dieser 
Umverteilungseffekt laut einem Bericht 
der Organisation für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung (OECD) 

in den nordischen Ländern Dänemark, 
Norwegen, Finnland, Schweden sowie in 
Slowenien, Tschechien, der Slowakei und 
Belgien.7 Seit den 1990er-Jahren habe die 
Umverteilung über Steuern und Trans-
fers aber in den meisten Ländern an 
Wirksamkeit eingebüsst, schreiben die 
OECD-Experten.

Piketty unterteilt seine Beobachtun-
gen in konvergierende und divergierende 
Kräfte, wobei letztere die Ungleichhei-
ten verstärken. Divergierend wirken das 
Phänomen der Topmanager sowie die 
Anhäufung und die Konzentration der 
Vermögen in einem Umfeld mit geringem 
Wirtschafts- und Bevölkerungswachstum 
und hoher Kapitalrendite. Am stärksten 
konvergierend entfaltet sich der Prozess 
der Wissensverbreitung und der Investi-
tion in Qualifikation und Bildung: lang-
fristig das beste Mittel, um Ungleichheiten 
zu verringern, die Produktivität der Arbeit 
zu steigern und das globale Wirtschafts-
wachstum zu erhöhen. 

Wie die Ungleichheit auf das 
 Wirtschaftswachstum wirkt

Die Ökonomie beschäftigt sich seit der 
Jahrtausendwende vermehrt mit der Frage, 
wie die Einkommens- und die Vermögens-
verteilung das Wirtschaftswachstum beein-
flussen.8 Dabei muss zwischen der primären 
Verteilung durch den Marktmechanismus 
und staatlichen Umverteilungsmassnahmen 
wie einer progressiven Einkommenssteuer 
oder Transfers unterschieden werden.

In früheren Studien wurde noch betont, 
dass die Ungleichheit Anreize für untere 

 Quelle: EFD /Die VolkswirtschaftAnmerkung: positiver Effekt (+), negativer Effekt (-)

Grafik 3

Direkte Effekte der Ungleichverteilung auf das Wirtschaftswachstum
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Die Ungleichheit als Ursache  
der Finanzkrise?

Einige Ökonomen betrachten die zu-
nehmende Ungleichverteilung der Ein-
kommen in den USA seit den 
1970er-Jahren als Schlüsselfaktor für 
den Ausbruch der Finanzkrise im Jahr 
2008.a Während im Jahr 1974 das 
oberste Einkommenszehntel einen zehn 
Mal höheren Anteil am gesamten ver-
fügbaren Einkommen hatte als das un-
terste Zehntel, stieg der Unterschieds-
faktor bis ein Jahr vor der Finanzkrise 
auf das knapp 16-Fache an. 2012 lag 
das Verhältnis sogar bei 1 zu 16,5.b 

Die zunehmende Ungleichverteilung 
hat über einen sich dynamisch entwi-
ckelnden Konsum (3,7% pro Jahr von 
1998 bis 2007) zum Wirtschaftswachs-
tum (3% jährlich im gleichen Zeitraum) 
in den USA beigetragen. Allerdings war 
das so erzeugte Wirtschaftswachstum 
nicht nachhaltig, weil der Konsum über 
eine wachsende Verschuldung der pri-
vaten Haushalte (plus 30% des BIP von 
1998 bis 2007) finanziert wurde. 

a  Für einen Überblick vgl. van Treeck (2014).
b  Hierbei ist zu berücksichtigen, dass die Anzahl 

der privaten Haushalte im oberen Dezil der 
Einkommensverteilung sehr viel niedriger als 
im unteren Dezil ist.
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Einkommensschichten setzt, sich hochzu-
arbeiten (siehe Grafik 3).9 Zudem können 
wohlhabendere Haushalte mehr sparen, was 
die Investitionsfinanzierung vergünstigt.

Doch ist die Sache komplexer: Denn auch 
die Bildung von Humankapital ist eine we-
sentliche Voraussetzung für ein nachhal-
tiges Wirtschaftswachstum. In welchem 
Ausmass das Humankapital wächst, hängt 
stark davon ab, wie gross der Zugang der 
Bevölkerung zum Bildungs- und Gesund-
heitssystem ist. 

Die berufliche Qualifikation und die 
Gesundheit der Erwerbsbevölkerung sind 
dabei miteinander verknüpft: Mit einer bes-
seren Gesundheit nimmt die Lebenserwar-
tung zu, und es lohnt sich, etwa in die eigene 
Bildung zu investieren.10 Zudem arbeiten 
wir bei guter Gesundheit produktiver. 
Schliesslich reduziert eine bessere Gesund-
heit die Fertilitätsrate. Dies erlaubt es den 
Eltern, ihren Kindern eine bessere Bildung 
zu ermöglichen.

Eine ungleiche Einkommens- und Ver-
mögensverteilung erschwert hingegen die 
Möglichkeit breiter Bevölkerungsteile, in 

Bildung und Gesundheit zu investieren. 
Aufgrund unvollkommener Finanzmärkte 
bleibt Haushalten mit zu geringem Ein-
kommen und Kapital der Zugang zu Bil-
dungskrediten oder die Finanzierung von 
Gesundheitsdienstleistungen auf dem freien 
Markt verwehrt. Somit verlangsamt sich die 
Humankapitalbildung und als Folge davon 
das Wirtschaftswachstum. Eine anfängli-
che ungleiche Einkommensverteilung kann 
ebenfalls die gesamtwirtschaftliche Nach-
frage und damit das Wirtschaftswachstum 
dämpfen, da solch ein kleiner Markt für 
viele Anbieter relativ unattraktiv ist.

Soziale Unruhen bremsen Wachstum

In einer Demokratie mit ungleicher 
Einkommens- und Vermögensverteilung 
kann zudem das Verhalten der Wähler und 
Politiker das Wirtschaftswachstum beein-
flussen.11 In einem einfachen politökono-
mischen Modell orientieren sich Politiker 
an demjenigen Wähler, welcher in der po-
litischen Mitte steht. Für diesen sogenann-
ten Medianwähler ist es vorteilhaft, umso 
mehr Umverteilung zu wünschen, je stärker 
die primäre Ungleichverteilung durch den 
Marktmechanismus ist. Es ist jedoch anzu-
nehmen, dass sich dies aufgrund verzerren-
der Steuern und Transfers negativ auf das 
Wirtschaftswachstum auswirkt.

Wird die Ungleichverteilung hingegen 
über erhöhte Bildungsausgaben reduziert, 
können positive Wachstumseffekte resul-
tieren. Darüber hinaus kann eine zu starke 
Ungleichverteilung zur Destabilisierung des 
politischen Systems durch soziale Unruhen 
führen und damit grosse Unsicherheiten 
für Investoren erzeugen, etwa in Bezug auf 
die Wahrung von Eigentumsrechten.12 Als 
Folge werden die Kapitalakkumulation und 
das Wirtschaftswachstum gebremst. Um-
verteilungsmassnahmen können in diesem 
Fall wachstumsfördernd wirken. 

Die empirische Literatur ist klar in der 
Antwort auf die Frage, wie die primäre Ein-
kommensverteilung auf das Wirtschafts-
wachstum wirkt: Die überwiegende Anzahl, 
insbesondere der jüngeren Studien, kommt 
zu dem Ergebnis, dass eine ungleiche Ver-
teilung sich langfristig spürbar negativ 
auf das Wirtschaftswachstum auswirkt.13  
Jüngste Ergebnisse der OECD zeigen zu-
dem, dass eine Reduktion der Ungleichver-
teilung zugunsten der unteren und mitt-
leren Einkommen, also der ärmsten 40% 
aller Haushalte einer Volkswirtschaft, das 
Wirtschaftswachstum deutlich befördern 
würde.14 Dies widerspricht der alten These 
von Okun, wonach es einen Trade-off zwi-
schen Verteilung und Wachstum gibt.15 ■

Kasten 2 
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